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ANZEIGE

Wie lange ich lebe, liegt nicht in meiner Macht;
dass ich aber, solange ich lebe,
wirklich lebe, das hängt von mir ab.
(Lucius Annaeus Seneca)

Wir trauern um unseren Vater und Schwiegervater

Waldemar „Peter“ Stein
01.06.1945 – 23.02.2018

Renate Stein & Thomas Schneider

Die Beisetzung fand am 12.03.2018 auf dem
 Neuen Friedhof in Mühlhausen/Thüringen statt.

Ein Lebensweg hat sich vollendet.

Tatjana Müller geb. Gardberg
(Überlebende der Blockade Leningrads)

* 11.10.1932       † 17.03.2018
in Leningrad     in Berlin

In tiefer Trauer, Liebe und Dankbarkeit
Harry Müller, André, Irina und Sven, Richard

Sprich nicht voller Kummer von meinem Weggehen, sondern 
schließe deine Augen, und du wirst mich unter euch sehen, 
jetzt und immer.                                                 Khalil Gibran

NACHRICHTEN

Saudi-Arabien erhält
weitere Patrouillenboote
Berlin. Trotz der Beteiligung Sau-
di-Arabiens am Jemen-Krieg hat
die Bundesregierung die Liefe-
rung von acht Patrouillenbooten
an Riad genehmigt. Das teilte
Wirtschaftsminister Peter Altmai-
er (CDU) am Donnerstag dem
Wirtschaftsausschuss des Bundes-
tags in einem Schreiben mit, das
der dpa und dem ZDF vorliegt.
Die Boote werden auf der Lürs-
sen-Werft in Wismar gebaut. Uni-
on und SPD hatten sich auf einen
Exportstopp für Länder verstän-
digt, die »unmittelbar« am Je-
men-Krieg beteiligt sind. Es wur-
de aber ein »Bestandsschutz« für
schon erteilte Vorgenehmigungen
in den Koalitionsvertrag einge-
baut. dpa/nd Kommentar Seite 2

Viele Geflüchtete
klagen erfolgreich
München. Fast jeder zweite ab-
gelehnte Asylbewerber, der gegen
das Asyl-Bundesamt vor Gericht
zieht, bekommt Recht. In durch-
schnittlich gut 40 Prozent der Fäl-
le, in denen im vergangenen Jahr
Verwaltungsgerichte über Asyl-
klagen inhaltlich entschieden, sei
der ablehnende Bescheid des
Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge zugunsten der Kläger
korrigiert worden, meldete die
»Süddeutsche Zeitung«. Bei
Flüchtlingen aus Syrien und Af-
ghanistan sei die Erfolgsquote vor
Gericht mit jeweils mehr als 60
Prozent noch höher. Die Zeitung
beruft sich auf eine Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfra-
ge der Linksfraktion. epd/nd

Ressorts beraten über
Pflegeausbildung
Berlin. Gesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) hat einen Entwurf
der neuen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung zur Abstimmung an
die Ressorts, Länder und betrof-
fenen Verbände übersandt. Die
neue Verordnung regelt die Um-
setzung der in der vergangenen
Wahlperiode beschlossenen ein-
heitlichen Ausbildung von Alten-
und Krankenpflegern. Sie soll En-
de des Jahres in Kraft treten. Der
Bundesrat pocht derweil darauf,
Verbesserungen beim Pflegeper-
sonal in Krankenhäusern nicht
auszuhöhlen. Die zum 1. Januar
2019 geplanten Personalunter-
grenzen müssten für alle Statio-
nen und Notaufnahmen sowie
tagsüber und auch nachts gelten,
forderte die Länderkammer am
Freitag. Agenturen/nd

Kleine Große Leutekoalition
Horst Seehofer verspricht Politik des Herzens, doch die Opposition zeigt ihm die kalte Schulter
Die neue Große Koalition trägt ihre
Widersprüche weiter mit sich he-
rum. Am Freitag endete die Runde
der Antrittsreden der Minister.
Horst Seehofer bot Einblick in an-
haltende Differenzen.

Von Uwe Kalbe

Der neue Bundesinnenminister nennt
die neue Koalition eine für die »klei-
nen Leute«. Von der FDP schallte da-
für ihm bereits zu Beginn der Gene-
ralaussprache am Mittwoch dafür
Widerspruch entgegen. Der Bürger
habe mehr Respekt verdient, meinte
Parteichef Christian Lindner, es gebe
gar keine »kleinen Leute«. Es gehe
ihm um Zusammenhalt und Über-
windung von Spaltung in der Gesell-
schaft, wiederholte der Bundesin-
nenminister in seiner Antrittsrede am
Freitag. Das sind Themen, die die FDP
weniger interessieren; doch Seeho-
fers Ressort sind auch die Bereiche
Bau undHeimat zugeordnet – hier vor
bezieht der Minister seine Motivation
für eine Politik des Herzens, wie er
sie nannte. Noch nie habe er einen
Koalitionsvertrag mit so breiter sozi-
aler Dimension mit ausgehandelt.

Es reiche nicht, mit dem Begriff
Heimat die Probleme des Landes zu-
zukleistern, entgegnete für die Grü-
nen am Freitag Konstantin von Notz.
Gleichwertige Lebensverhältnisse
schaffen zu wollen, wie Seehofer es
ankündigte, heiße, für schnellen In-
ternetzugang auch auf dem Land, für
bezahlbaren Wohnraum auch in der
Stadt zu sorgen. Von Notz sieht die
Gefahr, dass Seehofer stattdessen
Grundrechte schleifen, Pluralität in
Frage stellen und die Gesellschaft
spalten werde, wenn er weitermacht,
wie er begonnen hat. »Wenn Sie die-
ses Parlament zu einer kleinkarierten
Weißwurschtbudemachenwollen, da
sind wir nicht dabei.« Der Grünen-Po-
litiker hob damit auch auf Seehofers
jüngste Bemerkungen zum Islam ab.
Der gehöre nicht zu Deutschland,
hatte Seehofer bekräftigt.
Daraufhin sah sich Bundeskanzle-

rin Angela Merkel am Mittwoch in ih-
rer Regierungserklärung zur Klarstel-
lung veranlasst: »Es steht völlig au-
ßer Frage, dass die historische Prä-
gung unseres Landes christlich und
jüdisch ist.« Richtig sei aber auch, dass
die Religion der viereinhalb Millio-
nen Muslime in Deutschland »inzwi-

schen ein Teil Deutschlands gewor-
den ist«. Woran zu erkennen ist, dass
der Konflikt nicht vom Tisch ist. Noch
vor seiner Rede am Freitag konnte
man von Seehofer am Freitag im
»Spiegel« vernehmen, dass ihm für
Merkels Zurechtweisung »jedes Ver-

ständnis« fehle. Er sei zutiefst verär-
gert, berichtete das Magazin weiter.
Auch wenn Seehofer die Klippe in sei-
ner Rede umschiffte und den Islam
nicht direkt erwähnte: Es setzt sich
der Konflikt fort, der im Jahr 2015
darin kulminiert war, dass Seehofer
im Zusammenhang mit Merkels
Flüchtlingspolitik von einer Herr-
schaft des Unrechts sprach. Und wäh-
rend die Kanzlerin von der SPD kei-

nen Widerspruch zu befürchten
braucht, wie die Vizefraktionsvorsit-
zende Eva Högl am Freitag erkennen
ließ, schwelt der Konflikt mit Seeho-
fer weiter. Högl machte gar kein Hehl
daraus, dass sie die Koalition als Fort-
setzung einer erfolgreichen Zusam-
menarbeit sieht – entgegen allen ko-
alitionsübergreifenden Mahnungen,
nach den Verlusten bei der letzten
Bundestagswahl könne es nicht wei-
tergehen wie bisher. Högl versprach
dennoch,manwolle anknüpfen andie
letzte Legislaturperiode, in der man
viel auf den Weg gebracht habe. Und
kein Wort verlor sie über die von See-
hofer gelobten und von der SPD in
den Koalitionsverhandlungen nicht
verhinderten Aufnahme-, Entschei-
dungs- und Rückführungszentren, die
den Behördennamen »Anker« tragen,
aber das Gegenteil davon sind.
Seehofer will das entsprechende

Gesetz schon bis zur Sommerpause
installieren, wie er ankündigte. Und
auch wenn er damit den Intentionen
der AfD entgegenkommt, ohne dies
zuzugeben, erntet er von dieser kein
Lob. »Sie beklagten die Herrschaft
des Unrechts, jetzt machen Sie mit ihr
gemeinsame Sache«, warf ihm für die

Rechtsaußenpartei der Abgeordnete
Gottfried Curio vielmehr vor. Dessen
Rede war ein Indiz, dass mit Härte ge-
gen Migranten die Spaltung der Ge-
sellschaft nicht beseitigt werden
kann. Curio hielt mit seinem Hass auf
den Islam nicht hinter dem Berg,
sprach über Islamunterricht als ei-
nem »Unterricht in Demokratiever-
achtung für künftige Gefährder« und
warnte: »Masseneinwanderung heißt
auch Messereinwanderung«.
Dass Seehofer schon eine Woche

nach seiner Vereidigung mit mehre-
ren Beiträgen zur Irritation der Öf-
fentlichkeit beigetragen, zu ihrer
Spaltung beigetragen habe statt sie
zusammenzuführen, machte für die
LINKE André Hahn deutlich. Hahn
stellte deshalb die Eignung Seehofers
für den neuen Job in Frage. Neben
herber Kritik an dessen Plänen auch
zum Abbau von Datenschutz und Bür-
gerrechten stellte er klar: Auch von
Sport habe dieser keine Ahnung. Die
geplante Leistungssportreform werde
scheitern, wenn nicht endlich der
Sportausschuss des Bundestags ein-
bezogen werde. Seehofer müsse mit
heftigem Widerstand der LINKEN
rechnen, beendete Hahn seine Rede.

»Dort, wo Grenzen
überschritten, Regeln
missachtet oder Gesetze
gebrochen werden,
gilt für mich:
null Toleranz.«
Innenminister Horst Seehofer

Zuckertüten für das Volk – leider nur, solange der Vorrat reicht ... Foto: dpa/Manfred Geiger

Bundesregierung gibt Marschbefehl
Das Parlament hat zahlreiche Auslandseinsätze der Bundeswehr verlängert

Kurz nach der Bundestagswahl
hatte sich die SPD-Fraktion noch
skeptisch zum Bundeswehreinsatz
in Nordirak geäußert. Nun stimm-
te sie mit der Union für eine Aus-
weitung des Mandats.

Berlin. Der Bundestag hat der Aus-
weitung von zwei der größten Bun-
deswehreinsätze zugestimmt. Die
Abgeordneten beschlossen am Don-
nerstagabend mit den Stimmen der
Großen Koalition eine Truppenauf-
stockung in Afghanistan und eine
Ausweitung der Ausbildungsmission
im Kampf gegen die Terrormiliz Is-
lamischer Staat (IS) in Irak. Union
und SPD betonten die »bleibende
Verantwortung« Deutschlands für
die Krisenregionen. Die Opposition
kritisierte das Fehlen einer klaren
Strategie.
Im Oktober vergangenen Jahres

war der Einsatz in Nordirak nach
Darstellung des Parlamentarischen
Geschäftsführers Carsten Schneider
in der SPD-Fraktion »kritisch disku-
tiert« worden. Die Zustimmung zur
Verlängerung des Mandats hatten
sich die Sozialdemokraten offen ge-
halten. Nicht wenige Abgeordnete
der SPD sahen bei der Mission Risi-
ken und Unwägbarkeiten. Doch
letztlich überwog offenbar die Treue
zum Koalitionspartner.

Der Ausbildungseinsatz in Irak
wird nun auf das ganze Land ausge-
weitet. Bislang unterstützte die Bun-
deswehr vor allem die kurdischen
Peschmerga im Nordirak, nun will
man auch die irakische Zentralre-
gierung in Bagdad beraten und Sol-
daten ausbilden. Die Aufklärungsflü-
ge deutscher »Tornados« von Jorda-
nien im Kampf gegen den IS werden
fortgesetzt. Für den künftigen deut-
schen Beitrag im Kampf gegen den
IS wurde ein neues Mandat geschaf-
fen. 359 Abgeordnete stimmten da-
für, 218 dagegen, 79 enthielten sich.
Die neueMandatsobergrenze liegt bei
800 Soldaten, die künftige genaue
Truppenstärke ist aber noch unklar.
Kritiker befürchten, die Bundes-

wehr könnte im Konflikt zwischen
Kurden und irakischer Zentralregie-
rung zwischen die Fronten geraten.
Auch die für Mai angesetzte Parla-
mentswahl in Irak wird als Unsi-
cherheitsfaktor betrachtet. Links-
fraktion, Grüne und AfD votierten
gegen das Anti-IS-Mandat, die FDP
enthielt sich.
Die Ziele hinter dem neuen Man-

dat seien reichlich unklar, sagte der
Grünen-Verteidigungspolitiker To-
bias Lindner. Zudem besitze die Mis-
sion keine tragfähige völkerrechtli-
che Grundlage. »Sie agieren wieder
in einer Koalition der Willigen«, warf

Lindner Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) vor. Der
LINKE-Verteidigungspolitiker Ale-
xander Neu sagte: »Wenn es an ei-
ner Sache in der Region nicht fehlt,
dann sind es Waffen und Bewaffne-
te.« Der Antrag der Bundesregie-
rung sei eine Zumutung für den Bun-
destag und ein »Blankoscheck«, den
man so nicht unterscheiben könne.
Der Erfolg sei nicht sicher, der

Einsatz schwierig, räumte der Uni-
ons-Außenpolitiker Johann David
Wadephul ein. Aber die Hilfe für die
Kurden sei eine Erfolgsgeschichte
gewesen. »Sich in der geschundenen
Region einzusetzen, ist jeden Ein-
satz wert.«
Künftig werden auch wieder mehr

deutsche Soldaten nach Afghanistan
geschickt. Der Bundestag beschloss
wegen der desolaten Sicherheitslage
am Hindukusch eine Truppenauf-
stockung von bislang höchstens 980
Soldaten auf bis zu 1300. 447 Ab-
geordnete stimmten dafür, 180 da-
gegen, 16 enthielten sich. Der ver-
lustreichste Einsatz in der Geschich-
te der Bundeswehr läuft seit mehr als
16 Jahren. Beim Einsatz sind nach
Angaben der Bundeswehr bisher 57
deutsche Soldaten zu Tode gekom-
men. Eigentlich wollte die Bundes-
wehr längst abziehen. Aber die af-
ghanischen Sicherheitskräfte sind

nicht in der Lage, selbst für Sicher-
heit zu sorgen. In Afghanistan herr-
schen weiter Terror und Gewalt. Die
Bundeswehr begründet die Aufsto-
ckung mit dem Mangel an Schutz-
kräften für die deutschen Ausbilder
und Berater.
Die Abgeordneten stimmten zu-

dem am Donnerstagabend mehr-
heitlich für die deutschen Beteili-
gungen an den UN-Missionen in
Südsudan und in Sudan sowie für
den deutschen Beitrag an der NATO-
Operation »Sea Guardian«. In Sudan
und Südsudan soll sich die Truppe
weiterhin mit jeweils bis zu 50 Sol-
daten beteiligen. »Sea Guardian« soll
»die Seewege im Mittelmeer si-
chern« – dafür sind weiterhin bis zu
650 Soldaten vorgesehen. Dabei soll
vor allem der Waffenschmuggel un-
terbunden werden. Der Einsatz rich-
tet sich aber auch gegen Schleuser.
In einer der nächsten Sitzungen

entscheidet der Bundestag auch über
die Mission in Mali. Der UN-Einsatz
in dem westafrikanischen Land gilt
als derzeit gefährlichster der Bun-
deswehr. Statt bisher höchstens
1000 sollen sich nun bis zu 1100 Sol-
daten an der Stabilisierung des Lan-
des beteiligen. Das Mandat, das vo-
raussichtlich im April verabschiedet
wird, soll bis zum 31. Mai 2019 gel-
ten. Agenturen/nd
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di-Arabiens am Jemen-Krieg hat
die Bundesregierung die Liefe-
rung von acht Patrouillenbooten
an Riad genehmigt. Das teilte
Wirtschaftsminister Peter Altmai-
er (CDU) am Donnerstag dem
Wirtschaftsausschuss des Bundes-
tags in einem Schreiben mit, das
der dpa und dem ZDF vorliegt.
Die Boote werden auf der Lürs-
sen-Werft in Wismar gebaut. Uni-
on und SPD hatten sich auf einen
Exportstopp für Länder verstän-
digt, die »unmittelbar« am Je-
men-Krieg beteiligt sind. Es wur-
de aber ein »Bestandsschutz« für
schon erteilte Vorgenehmigungen
in den Koalitionsvertrag einge-
baut. dpa/nd Kommentar Seite 2

Viele Geflüchtete
klagen erfolgreich
München. Fast jeder zweite ab-
gelehnte Asylbewerber, der gegen
das Asyl-Bundesamt vor Gericht
zieht, bekommt Recht. In durch-
schnittlich gut 40 Prozent der Fäl-
le, in denen im vergangenen Jahr
Verwaltungsgerichte über Asyl-
klagen inhaltlich entschieden, sei
der ablehnende Bescheid des
Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge zugunsten der Kläger
korrigiert worden, meldete die
»Süddeutsche Zeitung«. Bei
Flüchtlingen aus Syrien und Af-
ghanistan sei die Erfolgsquote vor
Gericht mit jeweils mehr als 60
Prozent noch höher. Die Zeitung
beruft sich auf eine Antwort der
Bundesregierung auf eine Anfra-
ge der Linksfraktion. epd/nd

Ressorts beraten über
Pflegeausbildung
Berlin. Gesundheitsminister Jens
Spahn (CDU) hat einen Entwurf
der neuen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung zur Abstimmung an
die Ressorts, Länder und betrof-
fenen Verbände übersandt. Die
neue Verordnung regelt die Um-
setzung der in der vergangenen
Wahlperiode beschlossenen ein-
heitlichen Ausbildung von Alten-
und Krankenpflegern. Sie soll En-
de des Jahres in Kraft treten. Der
Bundesrat pocht derweil darauf,
Verbesserungen beim Pflegeper-
sonal in Krankenhäusern nicht
auszuhöhlen. Die zum 1. Januar
2019 geplanten Personalunter-
grenzen müssten für alle Statio-
nen und Notaufnahmen sowie
tagsüber und auch nachts gelten,
forderte die Länderkammer am
Freitag. Agenturen/nd

Kleine Große Leutekoalition
Horst Seehofer verspricht Politik des Herzens, doch die Opposition zeigt ihm die kalte Schulter
Die neue Große Koalition trägt ihre
Widersprüche weiter mit sich he-
rum. Am Freitag endete die Runde
der Antrittsreden der Minister.
Horst Seehofer bot Einblick in an-
haltende Differenzen.

Von Uwe Kalbe

Der neue Bundesinnenminister nennt
die neue Koalition eine für die »klei-
nen Leute«. Von der FDP schallte da-
für ihm bereits zu Beginn der Gene-
ralaussprache am Mittwoch dafür
Widerspruch entgegen. Der Bürger
habe mehr Respekt verdient, meinte
Parteichef Christian Lindner, es gebe
gar keine »kleinen Leute«. Es gehe
ihm um Zusammenhalt und Über-
windung von Spaltung in der Gesell-
schaft, wiederholte der Bundesin-
nenminister in seiner Antrittsrede am
Freitag. Das sind Themen, die die FDP
weniger interessieren; doch Seeho-
fers Ressort sind auch die Bereiche
Bau undHeimat zugeordnet – hier vor
bezieht der Minister seine Motivation
für eine Politik des Herzens, wie er
sie nannte. Noch nie habe er einen
Koalitionsvertrag mit so breiter sozi-
aler Dimension mit ausgehandelt.

Es reiche nicht, mit dem Begriff
Heimat die Probleme des Landes zu-
zukleistern, entgegnete für die Grü-
nen am Freitag Konstantin von Notz.
Gleichwertige Lebensverhältnisse
schaffen zu wollen, wie Seehofer es
ankündigte, heiße, für schnellen In-
ternetzugang auch auf dem Land, für
bezahlbaren Wohnraum auch in der
Stadt zu sorgen. Von Notz sieht die
Gefahr, dass Seehofer stattdessen
Grundrechte schleifen, Pluralität in
Frage stellen und die Gesellschaft
spalten werde, wenn er weitermacht,
wie er begonnen hat. »Wenn Sie die-
ses Parlament zu einer kleinkarierten
Weißwurschtbudemachenwollen, da
sind wir nicht dabei.« Der Grünen-Po-
litiker hob damit auch auf Seehofers
jüngste Bemerkungen zum Islam ab.
Der gehöre nicht zu Deutschland,
hatte Seehofer bekräftigt.
Daraufhin sah sich Bundeskanzle-

rin Angela Merkel am Mittwoch in ih-
rer Regierungserklärung zur Klarstel-
lung veranlasst: »Es steht völlig au-
ßer Frage, dass die historische Prä-
gung unseres Landes christlich und
jüdisch ist.« Richtig sei aber auch, dass
die Religion der viereinhalb Millio-
nen Muslime in Deutschland »inzwi-

schen ein Teil Deutschlands gewor-
den ist«. Woran zu erkennen ist, dass
der Konflikt nicht vom Tisch ist. Noch
vor seiner Rede am Freitag konnte
man von Seehofer am Freitag im
»Spiegel« vernehmen, dass ihm für
Merkels Zurechtweisung »jedes Ver-

ständnis« fehle. Er sei zutiefst verär-
gert, berichtete das Magazin weiter.
Auch wenn Seehofer die Klippe in sei-
ner Rede umschiffte und den Islam
nicht direkt erwähnte: Es setzt sich
der Konflikt fort, der im Jahr 2015
darin kulminiert war, dass Seehofer
im Zusammenhang mit Merkels
Flüchtlingspolitik von einer Herr-
schaft des Unrechts sprach. Und wäh-
rend die Kanzlerin von der SPD kei-

nen Widerspruch zu befürchten
braucht, wie die Vizefraktionsvorsit-
zende Eva Högl am Freitag erkennen
ließ, schwelt der Konflikt mit Seeho-
fer weiter. Högl machte gar kein Hehl
daraus, dass sie die Koalition als Fort-
setzung einer erfolgreichen Zusam-
menarbeit sieht – entgegen allen ko-
alitionsübergreifenden Mahnungen,
nach den Verlusten bei der letzten
Bundestagswahl könne es nicht wei-
tergehen wie bisher. Högl versprach
dennoch,manwolle anknüpfen andie
letzte Legislaturperiode, in der man
viel auf den Weg gebracht habe. Und
kein Wort verlor sie über die von See-
hofer gelobten und von der SPD in
den Koalitionsverhandlungen nicht
verhinderten Aufnahme-, Entschei-
dungs- und Rückführungszentren, die
den Behördennamen »Anker« tragen,
aber das Gegenteil davon sind.
Seehofer will das entsprechende

Gesetz schon bis zur Sommerpause
installieren, wie er ankündigte. Und
auch wenn er damit den Intentionen
der AfD entgegenkommt, ohne dies
zuzugeben, erntet er von dieser kein
Lob. »Sie beklagten die Herrschaft
des Unrechts, jetzt machen Sie mit ihr
gemeinsame Sache«, warf ihm für die

Rechtsaußenpartei der Abgeordnete
Gottfried Curio vielmehr vor. Dessen
Rede war ein Indiz, dass mit Härte ge-
gen Migranten die Spaltung der Ge-
sellschaft nicht beseitigt werden
kann. Curio hielt mit seinem Hass auf
den Islam nicht hinter dem Berg,
sprach über Islamunterricht als ei-
nem »Unterricht in Demokratiever-
achtung für künftige Gefährder« und
warnte: »Masseneinwanderung heißt
auch Messereinwanderung«.
Dass Seehofer schon eine Woche

nach seiner Vereidigung mit mehre-
ren Beiträgen zur Irritation der Öf-
fentlichkeit beigetragen, zu ihrer
Spaltung beigetragen habe statt sie
zusammenzuführen, machte für die
LINKE André Hahn deutlich. Hahn
stellte deshalb die Eignung Seehofers
für den neuen Job in Frage. Neben
herber Kritik an dessen Plänen auch
zum Abbau von Datenschutz und Bür-
gerrechten stellte er klar: Auch von
Sport habe dieser keine Ahnung. Die
geplante Leistungssportreform werde
scheitern, wenn nicht endlich der
Sportausschuss des Bundestags ein-
bezogen werde. Seehofer müsse mit
heftigem Widerstand der LINKEN
rechnen, beendete Hahn seine Rede.

»Dort, wo Grenzen
überschritten, Regeln
missachtet oder Gesetze
gebrochen werden,
gilt für mich:
null Toleranz.«
Innenminister Horst Seehofer
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Bundesregierung gibt Marschbefehl
Das Parlament hat zahlreiche Auslandseinsätze der Bundeswehr verlängert

Kurz nach der Bundestagswahl
hatte sich die SPD-Fraktion noch
skeptisch zum Bundeswehreinsatz
in Nordirak geäußert. Nun stimm-
te sie mit der Union für eine Aus-
weitung des Mandats.

Berlin. Der Bundestag hat der Aus-
weitung von zwei der größten Bun-
deswehreinsätze zugestimmt. Die
Abgeordneten beschlossen am Don-
nerstagabend mit den Stimmen der
Großen Koalition eine Truppenauf-
stockung in Afghanistan und eine
Ausweitung der Ausbildungsmission
im Kampf gegen die Terrormiliz Is-
lamischer Staat (IS) in Irak. Union
und SPD betonten die »bleibende
Verantwortung« Deutschlands für
die Krisenregionen. Die Opposition
kritisierte das Fehlen einer klaren
Strategie.
Im Oktober vergangenen Jahres

war der Einsatz in Nordirak nach
Darstellung des Parlamentarischen
Geschäftsführers Carsten Schneider
in der SPD-Fraktion »kritisch disku-
tiert« worden. Die Zustimmung zur
Verlängerung des Mandats hatten
sich die Sozialdemokraten offen ge-
halten. Nicht wenige Abgeordnete
der SPD sahen bei der Mission Risi-
ken und Unwägbarkeiten. Doch
letztlich überwog offenbar die Treue
zum Koalitionspartner.

Der Ausbildungseinsatz in Irak
wird nun auf das ganze Land ausge-
weitet. Bislang unterstützte die Bun-
deswehr vor allem die kurdischen
Peschmerga im Nordirak, nun will
man auch die irakische Zentralre-
gierung in Bagdad beraten und Sol-
daten ausbilden. Die Aufklärungsflü-
ge deutscher »Tornados« von Jorda-
nien im Kampf gegen den IS werden
fortgesetzt. Für den künftigen deut-
schen Beitrag im Kampf gegen den
IS wurde ein neues Mandat geschaf-
fen. 359 Abgeordnete stimmten da-
für, 218 dagegen, 79 enthielten sich.
Die neueMandatsobergrenze liegt bei
800 Soldaten, die künftige genaue
Truppenstärke ist aber noch unklar.
Kritiker befürchten, die Bundes-

wehr könnte im Konflikt zwischen
Kurden und irakischer Zentralregie-
rung zwischen die Fronten geraten.
Auch die für Mai angesetzte Parla-
mentswahl in Irak wird als Unsi-
cherheitsfaktor betrachtet. Links-
fraktion, Grüne und AfD votierten
gegen das Anti-IS-Mandat, die FDP
enthielt sich.
Die Ziele hinter dem neuen Man-

dat seien reichlich unklar, sagte der
Grünen-Verteidigungspolitiker To-
bias Lindner. Zudem besitze die Mis-
sion keine tragfähige völkerrechtli-
che Grundlage. »Sie agieren wieder
in einer Koalition der Willigen«, warf

Lindner Verteidigungsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU) vor. Der
LINKE-Verteidigungspolitiker Ale-
xander Neu sagte: »Wenn es an ei-
ner Sache in der Region nicht fehlt,
dann sind es Waffen und Bewaffne-
te.« Der Antrag der Bundesregie-
rung sei eine Zumutung für den Bun-
destag und ein »Blankoscheck«, den
man so nicht unterscheiben könne.
Der Erfolg sei nicht sicher, der

Einsatz schwierig, räumte der Uni-
ons-Außenpolitiker Johann David
Wadephul ein. Aber die Hilfe für die
Kurden sei eine Erfolgsgeschichte
gewesen. »Sich in der geschundenen
Region einzusetzen, ist jeden Ein-
satz wert.«
Künftig werden auch wieder mehr

deutsche Soldaten nach Afghanistan
geschickt. Der Bundestag beschloss
wegen der desolaten Sicherheitslage
am Hindukusch eine Truppenauf-
stockung von bislang höchstens 980
Soldaten auf bis zu 1300. 447 Ab-
geordnete stimmten dafür, 180 da-
gegen, 16 enthielten sich. Der ver-
lustreichste Einsatz in der Geschich-
te der Bundeswehr läuft seit mehr als
16 Jahren. Beim Einsatz sind nach
Angaben der Bundeswehr bisher 57
deutsche Soldaten zu Tode gekom-
men. Eigentlich wollte die Bundes-
wehr längst abziehen. Aber die af-
ghanischen Sicherheitskräfte sind

nicht in der Lage, selbst für Sicher-
heit zu sorgen. In Afghanistan herr-
schen weiter Terror und Gewalt. Die
Bundeswehr begründet die Aufsto-
ckung mit dem Mangel an Schutz-
kräften für die deutschen Ausbilder
und Berater.
Die Abgeordneten stimmten zu-

dem am Donnerstagabend mehr-
heitlich für die deutschen Beteili-
gungen an den UN-Missionen in
Südsudan und in Sudan sowie für
den deutschen Beitrag an der NATO-
Operation »Sea Guardian«. In Sudan
und Südsudan soll sich die Truppe
weiterhin mit jeweils bis zu 50 Sol-
daten beteiligen. »Sea Guardian« soll
»die Seewege im Mittelmeer si-
chern« – dafür sind weiterhin bis zu
650 Soldaten vorgesehen. Dabei soll
vor allem der Waffenschmuggel un-
terbunden werden. Der Einsatz rich-
tet sich aber auch gegen Schleuser.
In einer der nächsten Sitzungen

entscheidet der Bundestag auch über
die Mission in Mali. Der UN-Einsatz
in dem westafrikanischen Land gilt
als derzeit gefährlichster der Bun-
deswehr. Statt bisher höchstens
1000 sollen sich nun bis zu 1100 Sol-
daten an der Stabilisierung des Lan-
des beteiligen. Das Mandat, das vo-
raussichtlich im April verabschiedet
wird, soll bis zum 31. Mai 2019 gel-
ten. Agenturen/nd


